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über die nichtöffentliche Sitzung des Landtages vom 21. Dezember 1939 

Abwesend dbr Abg, Oehri Chrysostomue 
ýe6. Vertreter Reg. Chef Dr. Hoop und Reg. Chefstellvertr. Dr. Vogt 

Dae Protokoll der letzten g. Sitzung wird verlesen und genehmigt. 

IýEinbürgerung der Selma und Uraula Nothmann in Vaduz 

Die Gosuchetellerinnen möchten nur Fr. 30,000. - Kaution stellen 

und diese in Obligationen der Sparkasse bei einer schweizer 
sank deponieren* 

mehrhoitlich Der Landtag entspricht em ersteren Ersuchen aua Konsequenzgräum 

den nicht und beharrt auf Bezahlung der beiden Kautionen von je Frs 

3og00Q. 
- alkeo zusammen Frs. 60,000 Die Erlegung der Kautionen bei 

einer Schweizer Bank wird bewilligt unter der Vorauseetzddg*, 'dass 

die Beträge dort gesperrt bleiben und gemäes Antrag des Abg. BUh- 

ler sollen diese Kautionen in geschlossenem Depot hinterlegt werden. 

2..:,, Einbär 
, erung Dr. Walter von Solve und France 

ReB. Cheg gibt bekanntpdass der Fall Triesenberg zugewiesen werden 
epllte. Er habe schon mit der OV. Triesenberg so verhsudelt. 

In der Diskussion stellt sich herausdass eigentlich die Gemein- 

de Gamprin das erste Anrecht auf diesen Einbüregrungsfall hätte, 

da man ihr es versprochen und sie das Geld zur Abdeckung der b e- 

reitt begonnenen Arbeiten UI vor Triesenberg benötige, 

Der Landtag stimmt der Einbürgerung mit Ueberweisung an die Ge- 

msinde Gamprin mehrheitlich zu, Der Nächste Einbürgerungsfall 8011 
der Gemeinde Triesenberg zugehalten werden. 

L'andesvoranechlag für 1940 
R® 

. Che gibt allgemeine Aufklärungen betr. die Budgetierung 1940, 
dgl 

o 

$ühler regt an, Die Revision der etaatl. Aemter durch einen Lieohten- 

eteiner vornehmen zu lassen. 
&sident glaubtodass eine amtliche Prüfungsstelle geschaffen wer- 
den eollte. Manchn l sei man nicht in der Lage, die Verantwortung 

Ur die Unterschrift zu trage n. säli 

Der Landtag glaubt, daso die Regierung die Sache prtift und 
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irn Augebehalten soll 
Dri, Sch dler wünscht , dass die Vereine gem. der seinerzeitigen Be- 

sPrechung etwas erhalten sollenges sei nicht recht. daas nur ein- 

zelne Vereine begünstigt seien. 
B hle r unterstützt Dr. Sch , dler 
Der Landtag ist mehrheitlich der Auffassung, dase die Vereine et 

was bekommen sollten, Ein Beschluss über die Höhe wird nicht gefasst 

und die Regierung soll später über die Zahl der Vereine etz. noch 
bericht 

erstatten. 

-IZ schule: 

Pür den Druck der Schullesebücher wird ein höherer Betrag ins 

budget 
aufgenommen. 

sIl. Bauwesen 

Bei der ßehaadlv. n- dieses Titels entspinnt sich eine rege Debatte 

tiber das Bauamt und Geometeramt etz. Aus dm Schosse des Landtegea 

werden Stimmen lautpdass eine Vermehrung des Personals des Bauam- 

tAs nicht enge racht wäre. Auch werden die grossen Rückstände der 

Bodenvermeaaungen, die durch die vielen landschäftlichen Arbeiten 

der letzten lo Jahre notwendig geworden wärenaoharf gerügt und 

eine Abhilfe geflydert. Auch wirdo bemängelt dass das Bauamt bei 
]Nach Aussage 

diversen Bauten immer viele Abänderungen mache AtMidi MII1 U 

des Geometers sollen diese nachträglich en 

Abänderungen des Bauamtes ihm grosse Arbeit verursachen 'da er dann 

die Kaufverträge e tz. zwei mal machen müss e" 

Pr ident bemer ct ; dass sine Vermehrung des Personals beim Bauamt 

nicht vorgesehen aei, es sei denn, daes dem Geometer eine Hilfskraft 

beigegeben werde. Nach seiner Aneio]t könne dieser unmöglich die 

eüeketände aufarbeiten, da er zu stark beansprucht sei. Auoh müsse 

daaBauamt vom Geometeramt getrennt behandelt werden. Dasc da und dort 

gewisse Abänderungen bei Bauarbeiten gemacht werden, komme daher, 

dass eben nicht immer ein Detailprojekt vorliege; diese würden auch 

viel Geld versahlingen. Auch trage hiefür nicht immer das Bauamt 

die Schuld, ee seien auch andere Umstände achuldig. Manoh ,/ fehle 

98 auch an den Arbeitern und er nehme das Bauamt in 9ohutz , sowei t 
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mopopolisie 
rt sei. 

2r 
Pident klart auf, dass verschiedene Beumeister mit Pirmon auf- 

gerückt Seien, von denen sie Provisionen gehabft hät ten. Die Regie- 

rang habe dann beschlossen. dass dieses Provisionswesen aufhören 
N Em und daas man direkt mit einer Baufirma verkehren aoll. Die 

kreise der einzelnen in Betra ht kommenden Firnen NUNO4MÜ» Seien 
gleich geweeen. Die Qualität diesar Firma Bei gut und man Jbei im- 

mer mit ihr gut gefahren. Man sei der Meinung gewesen, das:; es fÜr 
$aa Land vorteilhafter 
ala mit mehreren Firmen 
billiger 

seien. 
Dr Sehe, dier glaubt, daas 

ei, mit einer aerioaen Firma, zu verkehren, 

zu arbeiten, die nicht besser und nicht 

die ungeheure Unordnung 
beir,; Geometeramt nioht weiter 

und die Rückstände 

zu verantworten geien. 
Beim 

schlieust sich dieser Ansicht an und kritiaiert'p'daes Meute, 

die schon in des Morgens Frühe vom Alkohol rieehen, MU verwarnt 
' 'den sollten und w enn dies nichts ni? tze, soäl man sie anc? erswo 

YBrsorgen. 

"pdent benerkt, daes schon Verwarnungen vorgekom^: en eeien. Ba wer- 
d6 immer Bes erung versprochen und in gewig. sen Sachen sei dhie be- 

tr°ßfende Hilfekraft sehr geschickt. 

Mittagspanso. Fortestzung 2 MI? * 

Chef beantragt eine Einschränkung der Bausubventionen. In der 

Schweiz seien keine Subventionen für Neubauten. Ieh würde auf lo% 

zurückgehen und Neubauten ausschlieseene 

Die Gewerbevertreter sind nicht für das Fallenlassen dieser Sub- 

Die Minimalgrenze der aubveutionebereohtigten Arbeitslöhne bei 
Renovationen 

und Reparaturen wird auf Fra, 15o. - festgesetzt, 

In diesem Zuge schält sich die Meinung herausdaeo auch bei an- 
deren subventionsberechtigten Institutionen gekürzt werden sollte. 
Ueberdiee sollte bei allen Subventionen nur die Bedürftigkeit als 
Grundlage genommen werden. 

Ein Beschluss jedoch wird nicht gefasst. 

4021 riigt; 'daso die Viehimpfungskos ten erst jetzt eingezogen wer- 
den. 
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Br` ehe $_einrý stellt, den Antrag, dass diese Impfkosten den Ge- 
meinden im Lontokorrent angelastet werden sollen und diese können 
ale dann einheben, sonst werde nicht alles bezahlt. 

Diaaar Antrag wird 
einsti, rýnig- 

angenommen. 

zu Ee fällt auch die Anregung die Hangsubvention ganz fallen 
1asaell, 

andere glauben. 
d_. ý 

dass nur mehr ein fixer Betrag für jedes 
Tier 

ausgeechüttet w erden sollt 
3etreffend 

der Bekämpfung der Rindertuberkulose tar man allgemein 
der Lufassugg, 'dase etwas geschehen sollte. Am vorteilhaftesten er- 
$0he1nt die Regelung der Subventionierung durch d*a liecht. Vieh- 

pereicherungsvereine. 
Es wird eine gesetzliche Regelung dieser An- 

681e9enreit 
vorgesehen und zwar soll eine vo bergehende Regelung 

bie 15, Mai 194o und dann eine dauernde getro en weTýde man, . eber- 
ý#. ehti 

a411g$stadium 
bis 15 Mai würde eine HSohstschatzung enge ommen VOn 

äel 1/4 abgeht zu Lasten des Eigentimers und die anderen 3/4 würden 

Zß Lasten des Landes und de= Viehversicherung geheilm, abzüglich der 
veý'rertungBhrlöeeajach 

dem 15. Mai würden nur noch versi aherte Tiere 

subventioniert 
und zwar nur MM tuberkuloe gefallene Tiere. 

regt an, dase zugegaufte Stierkälber bei der Zuchtstierschau 

tiiýht subventioniert werden sollten. 

ULZ, unterstützt diesen Antrag, den auch die landesviehveredlunge- 

koý4mission 
gutheisse. 

Riß 
stellt den Antrag dass the aus dem A«sland zugekauften Tiere 

gei"pßt werden sollten, eonst werden eie nicht in die V(Irohernzng 

au-fgenori 
en werdend . qmm 

i4-4. v& 7: ) 
Der Landtag ist der Meinung, dass die Ba. ngsubvontion oibehalten 

Werden 
soll für jedes Tier, das den Naohweis der Schlachtung und 

dass 
es bangkrank war erbringt und überdies dass es ein Jahr in 

kochtenstein 
gestanden und 1/4 Jahr Eigentum des betreffenden 

$esitzers 
gewesen ist. 

Xindle frägt an'-für was Kitzinger monatlich Frc125 erhalte, er habe 
Miaetimmigkeiten 

unter dem Imkern gehört. 
Der Landtag beauftragt die Regierung ö'in den einzelnen Gemeinden 

die Angelegenheit zu erheben und dann später dem Landtag zu berich. 

ten, wie sich die Imker in den einzelnen Gemeinden zu dieser Geld- 

aUscshüttang stellen. k Ag'q 
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Titý--1--" IX 

hädl©r glaubt, dase man nicht mehr soviel für Premdenverkehre w 

DI'° c. ganäa bud3etieren sollte,; 'da es doch zwecklos sei. 

Schliesslich wird Fra, 4ooo, - budgetierte 

A4zzzý ler bemängelt dass die Braute, ueaattungesubventionen nicht vor- 

¬eeehon seien, es sei dies ein grosse Hilfe für das notleidende 

schroinergewerbe 
gewesen un er möchte die weitdae Ausschüttung 

empfehle ao 
Die Gewerbevertro ter setzen sich ebonL'dls dafU ein. 

Dex' l+andtag ni tat sadann wieder Frs. 4o, o00. für Brautsubventionen 

1118 Budget auf-, 
Gesums des Eu hrasio Kaiser Vaduz um einen Auswataderun sbeitra . 

$ý 
. Chef bemerkt, dass Kaiser Frs. 2ao®. - möchte, er würde ihm Frs. 

5d'0. - geben. 
2l sid sieht eine Ungleichheit äarin, ob einer nach Amerika sus- 

2'8fldert oder ; nach ItalienoKaieer könnte auch wie:. er bald zurcziok 

ko. nrý4n ,, 
200 befürwortet einen Beitrag, dass man ihm abkomme. 

dl. e glaabt, das man ihm unter diesen Unrat nden vielleicht Frs. 

300"- 
aus Auswanderungspramie und Fr. 2o0. - als sonstige Unterstit- 

zung geben sollte. 

Der Landtag ist mehrheitlich dieser Auffassung. 

chlues der Sýtýan 6 Uhr. 
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